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Frage Nummer 14 
mit der dazu eingegangenen Antwort der Staatsregierung 

 

Abgeordneter 
Andreas 
Winhart 
(AfD) 

Ich frage die Staatsregierung, welche Verordnungen erlies oder 
plant sie hinsichtlich der Zuverlässigkeit von Waffenbesitzern 
und Pilotenlizenzinhabern sowie weiterer Gruppen, welche eine 
Zuverlässigkeitsüberprüfung zu durchlaufen haben, für den seit 
dem 01.04.2024 in Teilen legalisierte Anbau, Besitz und Kon-
sum von Cannabis (bitte ggf. nach Betroffenengruppen auflis-
ten), sieht die Staatsregierung die Zuverlässigkeit von Can-
nabiskonsum im Rahmen der neuen gesetzlichen Legalität als 
unproblematisch an und plant die Staatsregierung verstärkte 
Kontrollen oder andere Maßstäbe für Personen mit Zuverlässig-
keitsüberprüfungsbedürfnis? 

Antwort des Staatsministeriums des Innern, für Sport und Integration 

Der Konsum von Cannabis ist im Rahmen des Vollzugs des Waffen-, 
Jagd-, Sprengstoff- und Luftsicherheitsrechts auch nach der schrittweisen Legali-
sierung grundsätzlich nicht anders zu behandeln wie bisher. 

Bei einer Suchterkrankung fehlt generell die persönliche Eignung, die Vorausset-
zung einer Waffen-, Jagd- bzw. Sprengstofferlaubnis ist. Als Rauschgifte im Sinne 
des Waffen- und Sprengstoffrechts zählen nicht nur alle Substanzen, welche Be-
täubungsmittel im Sinne des Betäubungsmittelgesetzes (BtMG) sind, sondern auch 
andere psychoaktive Substanzen, deren Erwerb, Verkauf, Einfuhr etc. nicht durch 
Aufnahme in eine der Anlagen des BtMG verboten ist, insbesondere Alkohol. 

Letztlich müssen die Auswirkungen von Cannabis-Konsum auf die persönliche Eig-
nung des Erlaubnisbesitzers, die eine Voraussetzung solcher Waffenerlaubnisse 
darstellt, von der zuständigen Behörde im jeweiligen Einzelfall (ggf. unter Heranzie-
hung von amts- oder fachärztlichen oder fachpsychologischen Gutachtens) beurteilt 
und geprüft werden. Ob auch ein Grenzwert in die Vorschriften des Waffen- bzw. 
Sprengstoffrechts aufgenommen werden soll, ab dem vermutet wird, dass eine 
Rauschgiftsucht vorliegt, ist der Staatsregierung bislang nicht bekannt. Bei den Vor-
schriften des Waffen- und Sprengstoffrechts handelt es sich um Bundesrecht. 

Bei einmaligem bzw. nur gelegentlichem Konsum von Cannabis kann außerdem 
eine waffen-, jagd- oder sprengstoffrechtliche Unzuverlässigkeit angenommen wer-
den, wenn im berauschten Zustand mit Ausfallerscheinung von einer Waffe  
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oder Sprengstoff Gebrauch gemacht wird bzw. ein Gebrauchmachen droht. Ände-
rungen bei der Legalisierung von Cannabis ergeben sich im Ergebnis also nur inso-
weit, als bislang der Besitz von Betäubungsmitteln wie Cannabis eine vorsätzliche 
Straftat nach dem BtMG darstellt, die in der Regel bereits eine Unzuverlässigkeit 
begründete. Dieser Aspekt trifft in Zukunft – bei Einhaltung der legalen Mengenbe-
grenzungen – nicht mehr zu. 

Die Ausführungen gelten grundsätzlich auch für den Bereich der Zuverlässigkeit 
nach dem Luftsicherheitsgesetz, das als Bundesrecht ebenfalls in die Zuständigkeit 
der Bundesgesetzgebung fällt. 

 


